
Für das Nachschlagewerk! ja
Für die Sammlung! ja
Für die Fachpresse! ja

Gesetz: BGB § 242

Leitsatz:
Die Geltung des Gleichbehandlungs- 
grundsatzes im überbetrieblichen Raum 
ist, seine Geltung in diesem Umfang 
einmal unterstellt, jedenfalls dann • 
nicht verletzt, wenn ein Unternehmen 
bei der Gewährung von Jübiläumsgaben 
aus sachlich zu billigenden Unternehmens 
politischen Gründen die Arbeitnehmer 
eines Betriebes anders behandelt als 
die Arbeitnehmer der übrigen Betriebe«

Aktenzeichen: 2 AZR 474/55 
Urteil des BAG vom 5» Dezember 1957 LAG Baden in Mannheim
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AZH 474/55 Sä 78/35 (Baden in Mannheim)
rkündet 
5. Dezember 1957 Im Namen des Volkes!
2. Y/einrich,
gierungssekretär 
3 Urkundsbeamter 
v Geschäftsstelle Urteil

r o » Ö

In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 5. Dezember 1957 durch den 
Senatspräsidenten Dr.Müller, die Bundesrichter Professor 
Dr.Dr.Boldt und Dr.Stumpf sowie die Bundesarbeitsrichter 
Hense und Dr.Göbel für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Baden 
in Mannheim vom 22. Juli 1955 - II Sa 78/55 - 
aufgehoben.
Die Berufung des Klägers gegen das Urteil 
des Arbeitsgerichts Mannheim vom 15. April 
1955 - 3 Ca 117/55 - wird zurückgewiesen.
Die Kosten des Berufungs- und Revisions­
verfahrens trägt der Kläger.

V o n  R e c h t s  w e g e n !
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Tatbestand:
Die Beklagte ist eine Aktiengesellschaft, deren 

Hauptverwaltung sich in Hamburg befindet» In ihr sind 
eine Reihe von früher selbständigen Unternehmen aufge­
gangen, zu denen auch die am 1. Januar 1903 gegründete 
Margarinefabrik "E AG” in M; gehört, die jetzt
die Bezeichnung "E; Zweigniederlassung der Margarine- 
Union AG, M " führt« Insgesamt gehören zu der Be­
klagten 13 Produktions- und Verwaltungsbetriebe sowie 
50 betriebsratsfähige Bezirksniederlagen der Verkaufs­
organisation. In M befinden sich ausser dem "E
Werk" noch die Verkaufsleitung der Beklagten für Süd- 
deutschland sowie eine Bezirksniederlassung als selbstän­
dige Betriebe.

Im Jahre 1952 gewährte die Beklagte den Arbeitnehmern 
ihrer sämtlichen Betriebe als Sonderzuwendung eine Weih­
nachtsgratifikation von 50$ und eine sogenahnte Herbstbei­
hilfe von 25$ des Monatsverdienstes. Da das "E ."-Werk 
am 1. Januar 1953 das 50-jährige Werksjubiläum feierte, 
wurden diese beiden Sonderzuwendungen an die Arbeitnehmer 
des "E "-Werkes mit Billigung des Finanzamtes M 
unter der Bezeichnung einer "Jubiläumsgabe" steuerfrei aus 
gezahlt.

Als die Beklagte am 19« Juni.1954 ihr 25-jähriges 
Firmen,jubiläum feierte, gewährte sie den Arbeitnehmern 
ihrer Betriebe eine JubiläumsZuwendung, die je nach Dienst 
zeit des Arbeitnehmers 60 - 90$ eines Monatsverdienstes 
ausmachte. Von dieser Regelung nahm sie jedoch die Arbeit­
nehmer des "E "-Werkes mit Rücksicht auf die im Jahre 
1952 erhaltene "Jubiläumsgabe" aus. Diese erhielten jedoch 
im Gegensatz zu den übrigen Betrieben der Beklagten eine 
Ferien- und eine Herbstbeihilfe in Hohe von je 25$ des Mo­
natsverdienstes. An die Arbeitnehmer aller Betriebe der 
Beklagten, einschliesslich des "E "-Werkes, wurde außer 
dem im Jahre 1954 eine Weihnachtsgratifikation in Höhe 
eines halben Monatsverdienstes ausgeschüttet.

Der im "E "-Werk beschäftigte Kläger würde, wenn 
er im Jahre 1954 die gleichen Sonderzuwendungen erhalten 
hätte, wie sie die Angehörigen der anderen Betriebe der
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Beklagten erhalten haben, brutto insgesamt 20°» mehr er­
halten haben, als er als Angehöriger des "L Werkes
im Jahre 1954 tatsächlich erhalten hat» Er hat von der Be­
klagten Zahlung des entsprechenden Betrages von 67,85 DM 
verlangt. Zur Begründung hat er geltend gemacht, mit einem 
Rundschreiben vom 4. Mai 1954 habe die Beklagte den Be­
trieben die oben näher geschilderte Ausschüttung der Ju­
biläumsgabe für 1954 mitgeteilt. Dabei habe sie weder ein­
zelne Arbeitnehmer noch einzelne Betriebe von der ange­
kündigten Regelung ausgenommen. Schon hieraus ergebe sich 
die Berechtigung des Zahlungsanspruches des Klägers. Sein 
Anspruch sei aber auch deshalb gerechtfertigt, weil die Be­
klagte durch die für das Werk "E " im Jahre 1954 ge­
troffene Sonderregelung den Grundsatz der Gleichbehandlung 
verletzt habe. Das ''Werks"-jubiläum im "E "betrieb im 
Jahre 1953 stehe in keinem Zusammenhang mit dem "Firmen"- 
jubiläum der Beklagten im Jahre 1954» Es sei nicht einzu­
sehen, warum ein einzelnes Werk in einem solchen Zeitraum 
nicht ein Werks- und ein Firmenjubiläum feiern könne. Baß 
im Jahre 1952 die unter der Bezeichnung "Jubiläumsgsbe" 
zusammengefassten Sonderzuwendungen der Weihnachtsgrati­
fikation und der Herbstbeihilfe steuerfrei ausgezahlt wor­
den seien, sei nicht das Verdienst der Beklagten, sondern 
sei auf Kosten des Steuerfiskus gegangen.

Die Beklagte hat zu ihrem Klageabweisungsantrag be­
hauptet, das Werksjubiläum von 1953 sei auf eigenen Wunsch 
der Belegschaft des "E ."-Werkes gefeiert w or den, dem 
sie nur widerstrebend entsprochen habe. Sie hat die An­
sicht vertreten, ein Betrieb könne im Rahmen eines Unter­
nehmens nicht zwei Jubiläen begehen, und die Belegschaft 
des "E "-Werkes könne daher nicht beanspruchen, in 
einem Jahr ein Werks- und im darauffolgenden Jahr ein 
Firmenjubiläum zu feiern und in beiden Fällen für sich 
Vorteile in Form von Jubiläumsgaben in Anspruch zu nehmen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen, das Lan­
desarbeitsgericht hat ihr entsprochen. Mit der vom Landes­
arbeitsgericht; zugelassenen Revision verfolgt die Beklag­
te ihren Klageabweisungsantrag weiter.
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Entscheidungsgründe;
Ir Bas Landesarbeitsgericht ist bei seiner Entschei­
dung rechtlich davon ausgegangen, nach dem Gleichbe- 
handlungsgrundsatz müsse der Arbeitgeber nicht nur eine 
willkürliche und sachfremde differenzierende Behandlung 
der Arbeitnehmer desselben Betriebes, sondern auch im 
Verhältnis der Arbeitnehmer eines Betriebes zu den Ar- 
beitneinnern eines anderen Betriebes desselben_ Unterneh­
mens unterlassen. Es hat diesen seinen rechtlichen Aus­
gangspunkt mit der Überlegung begründet, der Gleichbe- 
handlungsgründsatz entstehe auf der Grundlage des Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer verbindenden Ar-beitsver- 
hältnisses und sei ein Ausfluß der daraus sich ergeben­
den Treue- und Fürsorgepflicht des Arbeitgebers. Es sei 
kein einleuchtender Grund dafür ersichtlich, den Gleich- 
behandlungsgrundsatz zwar dann anzuwenden, wenn eine 
grosse Zahl von Arbeitsverhältnissen in einem einzigen 
Betrieb gegeben sei, nicht aber dann, wenn die gleich 
grosse Zahl von Arbeitnehmern sich auf mehrere Betriebe 
desselben Unternehmens verteile.
2. Lit dieser seiner Annahme über die Grundlage des 
Gieichbehandlungsgrundsatzes hat das Landesarbeitsgericht 
einen Standpunkt eingenommen, der im einzelnen einer n»U- 
deren, in das einzelne gehenden Untersuchung bedürfte (BAG 
(Gr.S.) 1,291 ^14/3157'). Mit der weiteren, auf diesem 
Ausgangspunkt fußenden Annahme zum Geltungsbereich des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes für die Arbeitnehmer mehrerer 
Betriebe desselben Unternehmens hat das Landesarbeitsgericht 
eine Ansicht vertreten, die in der Literatur weitgehend 
abgelehnt wird (vgl. statt aller: Hueck-Nipperdey, Lehr-• w w » « * ’ —  <*m I    «■ r— wtUi •

buch, Bd. I, 6.Aufl., S.385 zu Fußnote 117; wohl auch Hi-
> Lehrbuch, Bd. I, 2.Aufl., S.425; Götz Hueck, Betrieb 

1-J56, S.352; ders. in Anm. zu AP Hr. 10 zu § 242 BGB - Ruhe- 
^enalt), vom Bundesarbeitsgericht bisher unentschieden ge- 
xassen wurde (so: BAG AP Nr. 10 zu § 242 BGB - Ruhegehalt) 
oder Sie nur als Möglichkeit künftiger Rechtsprechungsen't- 
wicslung ins Auge gefaßt wird(vgl. Hueck-Nipperdey, aaO 

, Fußnote 118) .io 285. F
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3» Der Senat braucht indessen hierzu im einzelnen keine 
Stellung zu nehmen» Denn auch wenn man mit dem Landesar­
beitsgericht einmal annehmen wollte, der Gleichbehand­
lungsgrundsatz sei für die Arbeitnehmer mehrerer Betriebe 
desselben Unternehmens anzuwenden und daher von der Be­
klagten anlässlich des FirmenJubiläums im Jahre 1954 bei 
der Bemessung der Jubiläumszuwendungen für die Arbeit­
nehmer ihrer Betriebe einschließlich der des "E "-Wer- 
kes zu beachten gewesen, ergibt sich, daß sie jedenfalls 
den - in seiner Gültigkeit in diesem Umfang einmal unter­
stellten - Grundsatz nicht verletzt hat, wenn sie die Ar­
beitnehmer des "E> ’’-Werkes und damit auch den Kläger 
in der geschehenen leise anders behandelte als die Arbeit­
nehmer der übrigen Betriebe»
a) Nach den vom Landesarbeitsgerieht getroffenen tatsäc h- 

lichen und für die Revisionsinstanz bindenden Fest­
stellungen war Anlaß für die im Jahre 1954 erfolgte 
Sonderbehandlung der Arbeitnehmer des "E ’’-Werkes 
die nicht von wirtschaftlichen und finanziellen Erwä­
gungen beeinflusste Überlegung der Beklagten, daß die 
Arbeitnehmer des "E- "-Werkes, weil sie bereits im 
Jahre 1953 anlä.sslich des Werksjubiläums im Vergleich 
zu den übrigen Betrieben der Belclagten eine begünstigte 
Sonderbehandlung erfahren hatten, aus Gründen der Ein­
heitlichkeit und der Einordnung in das aus verschiedenen 
frühex selbständigen Betrieben hervorgegangene Unter­
nehmen im Jahre 1954 nicht die gleichen Vergünstigungen 
eiwvarten dürften wie die Arbeitnehmer der anderen Be- 
triebe.

b) Hierzu ist zunächst festzustellen, daß die Beklagte 
eine differenzierende Behandlung der Arbeitnehmer des 
"E ."-Werkes schon aus steuerlichen Gründen in Be­
tracht ziehen musste. § 5 Abs. 2 der Lohnsteuerdurch­
führungsverordnung (LDVO) sieht eine Steuerfreiheit von 
Jubiläumsgaben nur für ein "Firmenjubiläum" vor, nicht 
für Jubiläen von einzelnen Werken eines Unternehmens»
Das gilt auch, wenn ein Betrieb früher einmal selbstän­
dig war und infolge Überganges auf einen Rechtsnach­
folger Teil eines Unternehmens geworden ist (Berie-
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6
Hentrich, lohnsteuerrecht, 1955 S.120). Die Gewährung 
der Steuerfreiheit für das Werksjubiläura des "E "- 
Werkes im Jahre 1955 entsprach somit nicht dei' Vor­
schrift des § 5 Abs. 2 LDVO. Nachdem das Finanzamt 
M. dem trotzdem zugestimmt hatte, so war doch
nicht damit zu rechnen, daß es im Jahre 1954 der Steuer­
freiheit einer Firmenjubiläumsgahe für die Arbeit­
nehmer des "E "-Werkes wiederum zustimmen werde.
Wenn unter diesen Umständen die Beklagte sich ent­
schloß, es nicht zu versuchen, den Arbeitnehmern des 
"K "-Werkes aus Anlaß des Firmenjubiläums erneut 
auf kosten der Allgemeinheit eine Steuerfreiheit für 
die im Jahre 1954 ausgeschütteten Sonderzuwendungen 
zu verschaffen, handelte sie durchaus korrekt. Diese 
letztlich dem Steuerrecht entsprechende differenzieren­
de Behandlung der Arbeitnehmer des "E. "-Werkes stell­
te keine Verletzung der Gerechtigkeit und daher keine 
Verletzung eines etwa geltenden überbetrieblichen Gleich 
behandlungsgrundsatzes dar. Auch wenn die Beklagte die 
hier angeführten steuerlichen Gesichtspunkte nicht ge­
sehen haben sollte, würde ihr Verhalten nicht zu bean­
standen sein, da in der Bewertung des Verhaltens der 
Beklagten hinsichtlich seiner Wirkung auf den Kläger 
im Interesse der Gerechtigkeit die objektive Situation, 
also das im Ergebnis dem positiven Hecht - hier der Vor­
schrift des § 5 Abs. 2 LDVO - Rechnung tragende Ver­
halten der Beklagten durchschlagen muß (BAG 3,51 .

) Muß somit die Nichtverschaffung -e in er e rneuten Steuer­
freiheit für die Sonderzuwendungen des Jahres 1954 als 
Verle fcaung eines - etwaigen - Gleichbehandlungsgrund­
satzes ausscheiden, so ist als Verletzungstatbestand 
lediglich in Betracht zu ziehen, daß die Arbeitnehmer 
der übrige« Werke im Jahre 1954 neben einer 50^-igen 
Y/eihnachtsgratif ikation, die auch d ie Arbeitnehmer des 
i!g »»-Werkes erhalten haben, eine steuerfreie Jubi­
läums 3i*weriöu;n& in der Staffelung von 60 - 90$ des Monats 
Verdienstes erhielten, während den Arbeitnehmern des 
n 3 »-'Werkes versteuerte Beihilfen im Gesamtwert von 
MOf der Monatsbezüge zuflossen. Aber auch darin kann
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kein Verstoß gegen einen etwa geltenden überbetrieb­
lichen Gleichbehandlungsgrundsatz gesehen werden» Die­
ser Grundsatz würde seinem Sinn nach lediglich willkür­
liche und sachfremde differenzierende Behandlung ver­
bieten (vgl» statt aller: BAG AP Nr. 4 zu § 611 BGB 
Gratifikation). Wenn die Beklagte aber nach den Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts im Jahre 1954 
die unterschiedliche Behandlung der Arbeitnehmer des 
"E. "-Werkes deshalb durchführte, weil ihr aus Grün­
den der Unternehmenseinheit daran lag, daß im Rahmen 
des Gesamtunternehmens nicht mehrere Jubiläen - Werks­
und Firmenjubiläen - kurzfristig nacheinander gefeiert 
und aus diesem Anlass mit Jubiläumsgaben dotiert wur­
den, war das ein durchaus sachlicher unternehmenspoli­
tischer Gesichtspunkt, mit dem sie zum Ausdruck bringen 
durfte, daß ihr lieber gewesen wäre, wenn die Arbeit­
nehmer des "E ."-Werkes sich weniger eigenständig 
und mehr unternehmensverbunden gezeigt hätten. Daß die 
Beklagte im Jahre 1953 dam Werksjubliäum, zudem wider­
strebend, zugestimmt hatte, besagte nicht, daß sie da­
mit auf die Freiheit der unternehmenspolitischen Ent­
scheidung verzichtete, derartige Erwägungen im Jahre 
1954 zur Geltung zu bringen. Darin liegt auch weder 
eine Strafmaßnahme noch ein sons tiges rechtlich zu 
mißbilligendes Verhaltan, zumal sie den Arbeitnehmern 
des "E "-Werkes auch im Jahre 1954 ebenfalls recht 
erhebliche Zuwendungen in der Form von Herbst- und 
Ferienbeihilfen zukommen ließ. Vielmehr handelte sie 
im Rahmen des freiheitlichen Bereichs, den die gelten­
de Rechts- und Wirtschaftsordnung dem Unternehmenser­
messen einräumt (vgl. BAG (Gr.S) 1,291 °

4. Das Lanöesarbeitsgericht hat auch ohne Verstoß gegen 
Denkgesetze, Erfahrungssätze und gesetzliche Auslegungs­
regeln sowie unter vollständiger Berücksichtigung des 
Verhandlungsstoffes und damit für die Revisionsinstanz 
bindend (BAG 3,116 /Tl9/} festgestellt, daß der Kläger 
von dem Rundschreiben der Beklagten vom 4. Mai 1954 nicht 
durch seine Geschäfts?.eitung, die selbst erst davon nach
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Zuteilung der Jubiläumsgaben Kenntnis erhielt, unter­
richtet worden ist, sondern von dem Inhalt des gar 
nicht an die Geschäf tsleitung des "E; ."-Werkes ge­
richteten Rundschreibens auf anderem Wege erfahren hat. 
Hieraus hat das Landesarbeitsgericht rechtsirrtumsfrei 
gefolgert, daß in dem Rundschreiben vom 4. Mai 1954 
kein an den Kläger gerichtetes Angebot zum Abschluss 
eines Vertrages über die Gewährung einer Jubiläums­
gabe mit dem vom Kläger gewollten Inhalt lag, der Zah­
lungsanspruch des Klägers also auch nicht aus einer 
vertraglichen Zusage des Beklagten hergeleitet werden

5o Zusammengefasst ergibt sich somit, daß weder der 
Gesichtspunkt der Verletzung eines - unterstellten - 
überbetrieblichen Gleichbehandlungsgrundsatzes noch 
eine vertragliche Anspruchsgrundlage das Zahlungsbe­
gehren des Klägers rechtfertigen. Das führt zur Aufhe­
bung des Urteils des Landesarbeitsgerichts und zur
Wiederherstellung des erstinstanzlichen
weisenden - Urteils.

klageab-

gez. Dr.Müller DroBoldt Dr.Stumpf

Hense Göbel
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